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Krise der spanıschen Universıität

Seit einıgen Jahren berichtet die internationale Presse häufig über Unruhen spanı-
schen Universitäten. Professoren selen Zzeıtweise oder für immer ihres Lehrstuhls enNTt-
hoben worden, Studenten hätten ihr tudium aufgeben müussen, und die WEe1 wichtig-
sten nNıversitäten des Landes, Madrid und Barcelona, seı1en Zzeitweise geschlossen WOI-

den Man hörte auch Namen VO  w Persönlichkeiten des kirchlichen Lebens, die bei den
Unruhen 1ne Rolle gespielt haben sollen

Gewiß sınd solche Unruhen den Unıversiıtäten nıcht auf Spanıen beschränkt. Die
geistige Krise der Gegenwart MUu: sıch besonders in den Institutionen bemerkbar
machen, 1n denen siıch das intellektuelle Leben der Völker enttaltet. Diese Behauptung
wırd bestätigt, WEeNnN INa  w aut die Wırren und Konflikte hinweist, die verschiede-
1LCNHN Un1iversitäten in Deutschland, Italien und Frankreich ausbrachen, SAdanz schwei-
SCn VO  e den Unruhen in den USA In diesen Ländern estehrt aber die Möglıchkeit,
siıch über die orgänge hinreichend Z.Uu informieren, da die Presse freı und die öffent-
iıche Meınung greifbar SE

In Spanıen 1St anders. Irotz der Gesetzgebung, die die staatlıche Vor-
ZeHNsur der Presse ine Folge des Bürgerkriegs VO  - 939 abgeschafft hat, herrscht
noch keine echte Pressetreiheit. hne Zweiıftel hat sıch die Lage gebessert, aber S1e 1St
noch lange nıcht ıdeal Eıne Umfrage der Schule für Journalismus der Universıität
1ssouri über die Unabhängigkeit und Kritikfähigkeit der Presse 1ın Uuro-

päıschen Ländern g1ibt Spanıen eınen Koeftizienten VO  $ 1,56 (beı1 4), zwiıischen
Holland 3/25) und Albanien (_ 3:51) als den beiden iußersten Punkten, ziemlich
weılt entternt VO  w} der Bundesrepublik Deutschland 2,36) und nahe der DDR
(.... 3,05): Man Annn der spanıschen Presse schwerlich Glauben schenken, WenNnn S1Ee die
Unruhen den Unıiversitäten eintach auf marxistische ewegungen zurückführt. In
diesem Fall waren die Probleme der spanıschen Universıität eın politischer Natur.
Dies trıfit nıcht Z obschon auch iıne polıtische Unruhe gibt

Geographischer Überblick

Spanıens Un1iversitäten haben iıne oyrofße Vergangenheıit. Obwohl das Aufkommen
des „studium generale“ M1t eıiner bewegten Epoche des Kampftes dıe arabische
Invasıon zusammenfıel, entstanden se1lt dem Jahrhundert in regelmäßigen Abstän-
den auf der SanzZzZeN spanıschen Halbinsel Studienhäuser, die den Universitäten uUuro-

170



Krise der spanischen Universität

pas ähnlich OEG Im Jahrhundert besafß Spanıen 37 Universitäten, deren größter
Teıil wieder unterg1ing.

Heute, ach der etzten Retorm Ende des Jahrhunderts, zählt Spanıen
Universitätsbezirke, VO  3 denen jeder mehrere Proviınzen umfaßt. Die Universi-

taten sınd ungleich auf die einzelnen Bezirke verteılt un! auch VO  } unterschiedlicher
Bedeutung. Wiährend La Laguna auf den Kanarischen Inseln (gegründet und
Murcıa (1915) weder alle Fakultäten besitzen noch die Zahl VO  e 1500 Studenten
übersteigen, haben die ammut-Uniıiversitäten Madrid (1508) 01010 un: Barcelona
(1450) mehr als 01019 Hörer. Es handelt sıch hier richtiggehende „Universitäts-
städte“, die als eigene Stadtbezirke und auf Grund ıhrer zentralen Lage selbst Mil-
lionenstädten ıhr Gepräge geben. Zwischen diesen Extremen befinden sıch Valencia
(1500) und Seviılla (1502); Stiäidte MI1t mehr als eiıner halben Miıllion Einwohner, deren
7000 Studenten 1m Stadtbild wenıg auffallen. Dasselbe trıfit für Zaragoza (1474) mı1t
seinen 6000 Studenten Oxford, Tübingen oder Löwen MIt iıhrer typiıschen Atmo-
sphäre einer kleinen Universitätsstadt entsprechen Valladolid (1250) mit Stu-
denten bei F Z2 000 Einwohnern, Salamanca (als äalteste spaniısche Universität 1218
gegründet) MmMIit 6000, Granada (1526) mit fast S000, Santıago de Compostela (1506)
mMit fast 5000 und, 1n geringerem Mads, Ovıedo (1578) mMi1t 3500 Studenten. Insgesamt
zahlt Spanıen eLwa2 126 000 Studenten. Wenn INa  ; die Studenten den kirchlichen
Unıiversitäten un Hochschulen VO  3 Pamplona (1960), Madrid, Barcelona, Bılbao A«

hinzurechnet, kommt ILal auf ungefähr 136 01010 Universitätsstudenten.
Im Vergleich anderen westeuropäıschen Ländern 1St der Prozentsatz der Studie-

renden cehr niedrig. In Spanıen besitzen LLUTr 0,43 Y der Eiınwohner Unıiversitäts-
biıldung, 1m Vergleich A 1n Großbritannien oder 12 1in Frankreich. Fur
diese oftensichtliche Unterentwicklung zibt Gründe: die zroße Anzahl VO  - Analpha-
beten, die der Anstrengungen des etzten Jahrzehnts noch D \p der (Gesamt-
bevölkerung ausmachen, der geringe Prozentsatz VO  w Abiturienten, der 301 A nıcht
überschreitet, un: die Vernachlässigung des Ausbaus der Bildungsmöglichkeiten aut
dem Land Einıige Tatsachen: die baskischen Proviınzen Mi1t ihren Industrien un mehr
als anderthalb Miıllionen Einwohnern haben keine staatlıche Universıität; dasselbe oilt
tür Extremadura, eın weıliträumıges Gebiet mi1t eıner Ühnlichen Bevölkerungszahl, un:
tür die Balearen mıi1t iıhren 500 01010 Einwohnern. Malaga 1St die einzige europäische
Stadt mıt über 300 01010 Einwohnern ohne Universität. Die ungleiche geographische
Verteilung der Unıiversıtäten 1St eines der bildungspolitischen Probleme Spanıens. Sıe
begünstigt die Binnenwanderung und vergrößert die Kosten.

Stürmisches Wachstum

Zu allem hın hat in den etzten fünf Jahren die Zahl der Studenten rapıd ZURC-
Ommen. Überfüllung der Universitäten W ar die Folge Es studierten:
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1961-—62 81 614 Studenten (0,28 UE H.)
196263 608 Studenten (©:3 An

196364 102 716 Studenten (0,34 A

1964—65 149 541 Studenten (0,36 V

1965-—66 125 vA | Studenten (0,4 AT

1966-—67 135 01010 Studenten (0,43 V,

Dieses Wachstum äuft der wirtschaftlichen un: industriellen Entwicklung des Lan-
des se1it 959/60 parallel. Es wırd voraussichtlich die nächsten fünf Jahre weiter
nehmen un sıch dann Jangsam stabıilisieren. ach Ansıcht aller, dıe sıch MI1t der jetz1-
CN spanischen Universitäts-„Konjunktur“ befassen, WAar und 1St INa  a} auf diesen FAl
wachs nıcht vorbereiıitet. Staat und Gesellschaft haben weder rechtzeitig die nötıgen
KRäaume und Hörsile geschaften noch die Universıiıtätsgesetze der veränderten Sıtuation
angepaßt. (jesetze W 1e Gebäude sınd veraltet. Nur wenıge Unıiversıiıtäten konnten ıhre
Räume 1 erforderlichen Ausma{fß erweıtern. Die meısten mussen miıt Gebäuden AaUS-

kommen, die für die Zahl der Studenten ıcht ausrei  en, 1in ihrer pädagogischen Kon-
zeption veraltet un meıst MI1t weni1g Forschungsgeräten ausgestattet sind. Noch
problematischer 1St aber die zentraliıstische, veraltete un: rigoristische Gesetzgebung.

Das Problem der Universitätsgesetze

Das heute für die Universitätsverfassungen gültıge Gesetz STAaAMMLT VO 29 1943
un wurde für den Autfbau der Fakultäten un: der Protessuren 1965 1943
lebte Spanıen 1ın einer besonders unsıcheren Sıtuatıion. Kaum dem Bürgerkrieg eNTtTronN-

NeCN, tand es sich mMi1t einer unvollständigen Professorenschaft mıtten 1im Weltkrieg und
1mM Einflußbereich der totalıtiären Mächte. Die Universitätsgesetze trugen eshalb stark
autorıtäre, antıdemokratische Züge Die spanische Universität wurde hauptsächlich als
rgan des Staates, nıcht als Instrument ZUur Erreichung des Gemeinwohls betrachtet.
Ihre Aufgabe W ar anderem der Dienst den politischen Idealen der Falange.

Um dieses Programms willen hatte 19818  3 eın weıtreichendes Einspruchsrecht der
Zentralregierung vorgesehen. Die Universiıtäten sind weıthın den Unterrichtsministern
unterstellt, die direkt VO Staatschef erNnNannt werden un außerordentliche Befugnisse
haben Sıe die Rektoren und bestimmen deren AÄmtszeıt, s1e bestätigen die
Ernennung der Dekane, S1e berufen die „Generaldırektoren“ des Erziehungswesens
un haben entscheidenden Einflufß auf die Zusammensetzung der Berufungsausschüsse.
Sıie stellen, mMi1t einem Wort, die höchste Autorität 1m akademischen Bereich dar Die
Unıversitäten haben also keine Leitung un können auch ıhre Lehrpläne
iıcht selbst autfstellen. Die Regierung 1n Madrid hat in allem das letzte Wort, 1n WIrt-
schaftlichen WwW1e 1n wissenschaftliıchen Fragen. iıne tortschreitende Entfremdung ZW1-
schen Gesellschaft un Universität WAarTr die Folge Die wissenschaftliche Entwicklung
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1n den Nachkriegsjahren wurde VO  ; den spanıschen Unterrichtsministern tast untätıg
beobachtet YSt 1mM Jahr 1965 versuchte 198023  } zögernd ine ZEW1SSE Umstrukturierung
der Fakultäten.

Heute äßt sıch nıcht mehr Jlänger übersehen, da{fß die Unıiversıiıtäten dringend Er-

weıtert und 1n ihren Institutionen autf den gegenwärtigen Stand gebracht werden MUS-
5C11,. Das Unterrichtsministerium berät ZUrTr eıit einen Gesetzentwurt. Die Pla-
NUNSCH befinden sıch bereits 1n einem fortgeschrittenen Stadium. Sie lıegen 1n den
Händen eıiner Gruppe, die 1in ıhrer Konzeption weitgehend übereinstimmt. Zu ihren
Mitgliedern zählt außer Unterrichtsminister Dr Ora Tamayo (ehemaliger Professor
der Universitäten VO  w Madrıd und Seviılla und erühmter Gelehrter) der General-
direktor für Universitätsbildung, Dr Herniandez Diaz (ebenfalls VO  e der Unıiversıtät
Seviılla), der Rektor der Madrıder Universität und weıtere Professoren für Rechts-
wissenschaft und Philosophie VO  e den Unıversıitäten Zaragoza, Granada, Madrıd, Se-
vılla und Santıago de Compostela. Der Gesetzentwurf wurde bıs seiner Bekannt-
gabe durch den Mınıster be] der Eröfinung des Studienjahres 92966/67 StreNg geheim-
gehalten. Danach sickerten NECUEC Nachrichten durch, die eın ungünstıges Klima
den Protfessoren schuten. Intolgedessen beschloß das Mınısterium ine Umfrage be]
allen ordentlichen Professoren. Diese Umfrage machte mehr den Eindruck eiıner Geste,
die den Anschein VO  e Demokratie erwecken sollte, denn als echte Befragung. Der Ge-
setzentwurf nämli:ch 1St ZuL W 1e SAallzZ ausgearbeitet.

Nach seiınen Bestimmungen sollen die Uniıiversiıtäten VO  - der Regierung weitgehend
unabhängig werden. Gestaltung der Studienpläne, Berufung der Protessoren und
Finanzierung tallen immer mehr in die Zuständigkeit der Uniıversitäten selbst. Jede Uni-
versıtät soll VO einem unabhängigen Senat regiert werden und ıhre eıgenen Autori1-
taten wählen können. Man scheint iıne Höchstzahl VO  o 01010 Studenten für iıne
Unıiversität anzustreben, iıne Begrenzung, die vorläufig NUuUr für Madrıid und Barce-
lona VO Bedeutung ist. Außerdem 111 INa  ; nach deutschem Vorbild den Priıvat-
dozenten einführen un: für die Studienpläne LUr ein1ıge allgemeine Richtlinien autf-
stellen, iınnerhalb derer ede Unıiversität selbständig handeln kann. Es 1St geplant, die
Fakultäten einer Universität Je nach den technischen und wirtschaftlichen Erforder-
nıssen einer Regıon aut verschiedene Stidte verteilen. Der Gesetzentwurt befafßt
sıch terner mi1t dem Problem der Errichtung nıchtstaatlicher Universitäten. Das 1St
ine schwierige Frage, weıl das inısterıum ZWAr den Eindruck der Liberalisierung
erwecken wiıll, aber zugleich 1n Uniıverstäten, die nıcht VO'  3 ıhm selbst kontrolliert
werden, das Aufkommen opposıtioneller Gruppen ürchtet.

Von den befragten Professoren scheinen viele diesen tortschrittlichen Gesetzentwurt
nıcht guLt aufgenommen haben S1e begrüßen ZWAar alle Vorteıile, die das Gesetz
iıhnen einräumt, sträuben siıch aber einen freien Wettbewerb und den Verlust
der Privilegien, die s1e heute fast ohne Eiınschränkung genießen. Ebenso widersetzen
S1ie sıch der Errichtung freier, nıchtstaatlicher Universitäten Aaus Furcht, diese entwickel-
ten eın Klassenbewußtsein und würden finanziell bevorzugt.
9* 123c
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Wirtschaftliche Probleme

Die Entfiremdung zwiıschen Universität un: Gesellschaft 1n Spanıen wurde bereits
erwähnt; s1e spiegelt sich 1n der wirtschaftlichen Lage der Universitäten. Sıe leben tast
ausschliefßlich VO  e unzulänglıchen staatlichen Mitteln. Im Studienjahr 960/61 teilte
die spaniısche Regierung dem Unterrichtsministerium 5618 Millionen Peseten Z& 1966
FAr 570 Millionen 1450 01010 DM), 6:57 beziehungsweıse 1275 Sa des Ge-
samthaushalts. Höchstens N dieser Summe dürtte für die Hochschulen bestimmt
se1in. Das reicht bei weıtem nıcht Aaus, WEeN1l INa  z die Unterentwicklung des spanischen
Schulwesens überhaupt, das Wachstum der etzten Jahre und die Notwendigkeıit 16l An

wissenschaftlıcher Institute betrachtet.
Das Mıiınıisterium 1St finanzıell iıcht 1n der Lage, Professoren un Dozenten AUS-

reichend bezahlen. Solche Probleme herrschen WAar auch 1n anderen europäischen
Ländern un haben ine Abwanderung VO  3 Wissenschaftlern 1n die USA Zr Folge
In Spanıen sind wenıger die ordentlichen Professoren betroften als die Dozenten und
Assıstenten. Ihre Gehiälter liegen me1ist dem Lohn eınes Facharbeiters. Die ordent-
liıchen Protessoren sind besser gestellt. Nur wenıge brauchen die zusätzliıchen Vergütun-
SCcnh des Mıiınıisteriums für iıne hauptberufliche Tätigkeit anzunehmen. Die meısten VOI-

wenden NUr einen Teıil ihrer Arbeitszeit autf ıhre Protessur. Das oilt besonders für die
Professoren der Medizın. Sıe können nıcht 1Ur iıhre Privatpraxıs ausüben, sondern
auch Universitätseinrichtungen und unıversitätseigenes Materı1al tür priıvate Zwecke
benützen. bekleiden S1e wichtige Posten ın der Krankenversicherung un: 1n medi-
zinıschen Abteilungen der Privatındustrie. Deshalb mussen 1n einıgen spanıschen Ha-
kultiäten Studenten höherer Semester meıst unentgeltliıch Vorlesungen halten. Dies alles
weckt Unbehagen. Die Studenten fühlen sıch als namenlose Masse. Kontakt MIt den
Protessoren 1St fast unmöglıch. fehlen die Mittel für die praktischen Übungen.

Studieren 1St 1n Spanıen sehr Deshalb tTammen die meılsten Studenten A4Uu

den oberen Schichten des Volkes, nämlich V, Aaus dem wohlhabenden Bürgertum.
14 V. SLAamMMeEN AaUuS$ den untiferen sozialen Schichten, V. AUuSs den untfersten. Die
VO Arbeits-, Erziehungs- un Wirtschaftsministerium bewilligten Stipendien und
Studienbeihilfen wurden ZWAAar VO:  a 1961 bıs 1966 vervierfacht. Sıe nahmen VO  } 537 Mil-
lionen Peseten 961/62 autf 2047 Millionen Peseten 965/66 Da jedoch 1LLUT ein
kleiner Teıl für die Universitätsstudenten bestimmt WAarl, blieb die wirtschaftliche
Sıtuation ine entscheidende Barrıere für den Zugang den höheren Studien. Viele
Begabungen gehen verloren, während Söhne reicher Familien unabhängig VO  } ıhrer Be-

gabung un: beliebig lang studieren können. Die soziale Ungerechtigkeit lıegt ZUTLage.

Der spanische Universitätsstudent

Die meılisten Abiturienten NIsLammmeN einem wohlhabenden Milieu. Sıe haben VO  -

den Nöten un! Sorgen ihrer Altersgenossen aum Ahnung. Körperlich voll entwickelt
(ım Durchschnitt 16,5 Jahre), tehlt ihnen die yeistige un: charakterliche Reite für ein
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akademisches Studium. Die Allgemeinbildung 1St schwach, der kritische Sınn persön-
licher Urteilsbildung unentwickelt. Meıst bleibt 11 Studium beim Auswendiglernen.
Da die Berufswahl häufig VO  3 famıiıliären, wirtschaftlichen oder soz1alen otıven ent-

scheidend bestimmt wırd, 1St S1ie ıcht freı Die Studenten leiden eiınem
Gefühl der Unsicherheit, das S1€e anfällıg macht für Ideologien, 7zuma|l S1e, während
ihrer Gymnasıalzeit paternalistisch dırıglert, in einer Art VO  e „kollektivem Infantilis-
mMus  «“ leben Dıie Folgen einer Verlängerung der Gymnasıalzeit Wwel Jahre sınd
schwer abzusehen. Auft die Studenten und ıhre Berufsauffassung würde sıch wahr-
scheinlich 1Ur günstig auswirken. ine mittelmäßige studentische Leistung wiıird ZUur

eıit Eerst nach we1l Jahren überschritten. Dann taucht schon bald die Angst der Stellen-
suche auf iıne Stelle finden, 1St bej der wirtschaftlich-sozialen Situation VOTLT allem
für Mediziner, Juristen un: Naturwissenschaftler ein Problem.

Die Ferjen bringen weıtere Schwierigkeiten; S1e Sind schlecht auf das Schuljahr Ver-

teilt. Einzelne freie Tage ZUr Entspannung und für eın persönliches Studium während
des Schuljahrs tehlen. Sommerterien VO  3 fast vier Oonaten sind lang und verleiden
Sanz oder teilweise das Interesse Al Studium. Die meıisten Studenten können miıt den
Ferıen nıchts anfangen. Eıne vormılıtärische Ausbildung Unteroffizieren während
zweiıer Sommerterien ermöglıcht den Militärdienst abzuleisten, ohne den Studiengang

unterbrechen. icht alle nehmen diesen Übungen teil. Wer aber teilnimmt, hat
sich der Möglichkeit begeben, MI1t der Arbeitsbevölkerung während seiner Miılitärzeit
in Kontakt kommen. Als Folge davon bildet sich 1n der spanıschen Gesellschaft
wıieder ine NECUC, „bessere“ Schicht.

Nur weniıge Studenten beteiligen sıch 1n den Sommerterien Arbeitseinsätzen 1m
„Studentischen Arbeitsdienst“ (Serv1icı0 Universitarıiıo del Trabajo: SU'TI) oder der
VO Unterrichtsministerium organısıerten ampagne Analphabetentum. Dene l B e A a a spanıschen Durchschnittsstudenten ockt auch eın Aufenthalt 1M Ausland Zur FErler-
NUNg remder Sprachen. Da die höheren Schulen 1LLUTr mangelhaft auf Fremdsprachen
ausgerichtet sind, annn sıch LLUIF 1ne Minderheit spanischer Abiturienten korrekt fran-
zösısch oder englisch ausdrücken. War ält die europäische Randlage Spanıens die
Kenntnis remder Sprachen weniıger notwendig erscheinen. Doch bahnt siıch in etzter
eit durch den zunehmenden Fremdenverkehr eın Wandel Das Interesse Spra-
chen und Sprachenstudium 1im Ausland wächst.W RE V A AA N O SE S T

Universität un Politik

Wıe in der SanNnzeCN Welt galt auch 1n Spanıen die Unıiversıität 1M traditionellen Sınn
als ine Instiıtution tür persönliche Bıldung un: gesellschaftliche Ideen ZU Wohl des
Landes. In der 'Tat trug die Universıität eınen wesentlichen Anteil der Formung derer,
die das politische Leben Spanıens während der etzten 3() Jahre gestalteten. Ihr enL-

Stammt die Falange; Aaus den Universitätsstudenten berief General Franco Offiziere,
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die, schnell ausgebildet, 1m Bürgerkrieg ıne entscheidende Rolle spielten. Bıs heute
sıch das Kabinett weıthin Aaus Akademikern INM:! Dennoch hat na dreißig-

jahriger Regierungszeılt die Gruppe der Mılıtärs immer noch Bedenken die
I> Intellektuellen“

Man hat in all den Jahren den großen Fehler begangen, die Universität politi-
sıeren, ohne die Studenten politisch bılden. Die Politisierung der Uniiversität 1St
oftensichtlich. Sıe hat den polıtischen Idealen des Staates dienen (Präambel des (36-
N A VO 29 und MUu sıch den politischen Prinzıpien der Regierung Nfier-

werten. Die Protessoren mußten iıhre Ireue ZzUuU Staat 1in einem Schreiben das
Generalsekretarıiat der Parteı bekunden (Art 58) Die Rektoren muften SOga als
aktive Mitglieder der „Falange Espanola Traditionalista“ angehören.

Nach dem Muster der Studentenbewegung, die RA VOT dem Bürgerkrieg 1n der
Falange entstanden Wal, wurde für die Studenten die „Spanische Universitätsgewerk-
schaft“ gegründet. Die SEU War die einz1ge Jegale studentische Organısatıon;
iıhr anzugehören WAar Pflicht; jeder hatte sich ihren politischen Grundsätzen be-
kennen. Dabej konnten die Studenten selbst 1LLUr die Vertreter der einzelnen Studien-
jahre wählen. 1Te anderen Funktionäre wurden VO Parteiministeriıum EernNannt. Auft
die Besetzung der polıtisch wichtigen Posten WOZU auch die Vertretung 1n den Spa-
nıschen Cortes gyehörte hatten also die Studenten selbst keinen FEinflufß.

Bıs um Jahr 1960 arbeitete die SEU reibungslos un: mehr oder wenıger erfolg-
reich. Man bemühte sıch Bildungsförderung, 18388| wirtschaftliche Hiılfe, Mensen, Sti-
pendien, sommerliıche Arbeitseinsätze und studentische Reisebüros. Abgesehen VO  e die-
ö  S Tätigkeiten wurde die SEU nıcht sonderlich geschätzt, da die Studenten ıhr —-

gehören mußten, obwohl S1e keine akademische Freiheit zuließ
Die Organısatıon stiefß aut ernsthafte Schwierigkeiten, als sıch 1959/1960 iın Politik

und Wirtschaft Liberalisierungstendenzen emerkbar machten. Dabe] kam VeEeI-

schiedenen Un1iversitäten Auseinandersetzungen. Man forderte die Abschaffung der
SEÜU.: die Gründung unabhängiger Studentenvereinigungen un überhaupt Versamm-
Jungs- und Vereinstreiheit. Die wichtigsten Versuche 1n dieser Rıchtung 1961
die Gründung der Freien Studentenvereinigung (Federacion Libre de Estudiantes:

und der Union Demokratischer Studenten (Union de Estudiantes Demooeräti-
COS*°* UED) Die FÜUDE wurde VO  e Anfang VO  e’ marxistischen und Castro-hörigen
Minderheiten kontrolliert un: VO  Z illegalen Parteıen finanziert. Die UED fand die
Unterstützung der christlichen Demokratie, deren Zeitschrift „Cuadernos para el Dia-
logo“ ein ZEW1SSES Ansehen ın Universitätskreisen W hat

Trotzdem ann 188008  - VO  w eınem entscheidenden Einflufß dieser polıtischen Gruppen
iıcht sprechen; datür steht der spanısche Student der Politik apathıiısch, nıcht

agcnh allergisch gegenüber. Statistiken und Meinungsumfragen, die verschiede-
LICH Universitäten veranstaltet wurden, bestätigen übereinstimmend polıtisches Des-
interesse. Dieses 1St ohne Zweıitel VO der soz1alen Herkunft der meısten Studenten
mitbedingt. Keıine V, kennen alle Mınıister der gegenwärtıgen Regierung. Dıie
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Mehrheit 1St VO  e der Geschichte un: VO  > der Gesellschaft her wen1g vorbereıitet,
als dafß S1e bei der allgemeinen Apathie des Volkes politische Fragen selbständig beurte1-
len un bewerten könnte. Für eın polıtisches ngagement tände InNnan einer Unıver-
sıtÄät allentalls ein Paar Dutzend Studenten bereit. Gewi1sses politisches Interesse findet
Nan 1n den Juristischen und philosophischen Fakultäten. Auf ausgesprochenes politi-
sches Interesse stößt InNnan naturgemälfß 1ın den Politik- und Wirtschaftswissenschaften.
Be1 dem Referendum für eın Grundgesetz des Staates 1m Dezember 1966 hatten
1Ur wenıge Studenten den Gesetzentwurf gelesen, noch W_eniger hatten sıch eın Urteil
gebildet.

Wenn die Regierung Aaus diesem Grund den Universitäten Beeinflussungsver-
suche und Opposıtion fürchtet, INas S1e recht haben Sie tate aber besser, Wenn Ss1e ıhr
eiıgenes Schuldkonto bedächte, nachdem S1e lange Jahre hindurch keine überparteiliche
politische Bıldung zulief. Die Jüngsten politischen Unruhen sind also LLUTL einem
geringen Teıil durch Druck eıner Minderheit auf iıne ungeformte Masse verursacht. Sie
wurzeln 1n der mangelhaften Ausbildung der Studenten und 1n den dargelegten Um:
ständen, die sıch 1n den etzten füntf Jahren eher verschärften.

Mıt Begınn des Studienjahrs 961/62 wurde der Prestigeverlust der Studenten-
gewerkschaft besonders deutlich. Zeichen eiıner beginnenden Auflehnung der Studen-
ten die staatlıch verordnete Linıie vermehrten siıch 19672 gab erstmals 1ın Spa-
nıen Arbeiterstreiks mMI1t ausschlie{fßlich polıtischen Zielen. S1e richteten sıch in erster Linıe
5  n die staatlıchen Gewerkschaften, deren Mängel denen der SEU glichen. Die Re-
gjerung ergriff anfangs harte Mafsnahmen, mu{flte aber schliefßlich zurückweichen un!:
der gewählten Vertretung Rechte einräumen. Fur die Studenten war dies der elt-
punkt, auch ıhre Forderungen anzumelden und das staatliche Gewerkschafts-
SYStem protestieren. Be1 diesem Anlaß spielte die ommunistische Minderheit iıne
sroße Rolle, die hier offensichtlich den Anweısungen der Exilpartei folgte.

Im Studienjahr 964/65 nahmen die Zwischenfälle VOT allem der Un1iversität
VO  . Madrid Heftigkeit im Frühjahr 1965 leiteten ein1ıge Protessoren 1n der
Unıversitätsstadt iıne pazifistische Kundgebung, die VO  e} der Polize1 gewaltsam auf-
gelöst wurde. Das Unterrichtsministerium reagıerte scharf mMan enthob einıge Pro-
fessoren zeıiıtwelise oder dauernd ıhres Lehrstuhls un: belegte 1ine Anzahl VO  e Studen-
ten MIt akademischen Straten. Einige Fakultäten wurden geschlossen. Diese Mafßnah-
inen verschärften 1LUFr die Atmosphäre und weıteten die Unruhen auf andere Unıiver-Za al a Ea C O E E e aı r Y IA { ea U a sıtäten, besonders auf Barcelona, A US, Dort Opposiıtionsgruppen mıt teilweise
marxiıstischer Tendenz Werk

Schließlich zab die Regierung nach Mıt einer Verordnung VO 1965 wurden
jeder Universıität Studentenvereinigungen (Asocıacıones profesionales de Estudian-

tes APF) gegründet, die W ar obligatorisch blieben, 1aber ıne echte Vertretung aut
allen Ebenen zuließen. Als zentrales UOrgan der Eınıgung und Koordinierung wurdeA l A eın „Natıonales Kommuissarıat“ geschaften, dessen Leıiter weiterhin „auf Vorschlag des
Mınıster-Generalsekretärs der ewegung“ EerNAaANAt wiırd. 1le APE sollen dann dıe
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SEU bilden. Diese Lösung konnte nıcht zufriedenstellen, weiıl s1e noch keine wirk-
ıche Demokratisierung bedeutet. Es kommt hinzu, daß in  3 die Studentenvereinigun-
gCNH, ohl S1e eichter 1m Auge behalten können, auf die einzelnen Fakultäten
beschränkte. Von allen Studenten wurde wiederum eın allgemeıines politisches Be-
kenntnis verlangt (Art 7 Es schlofß die Verpflichtung ZUrF. Gewerkschaft und ıhren
politischen Idealen eın Die wirtschaftlichen Mittel lieben weiterhin Kontrolle
des Kommissariats.

Die Spannungen dadurch nıcht behoben. Bald begannen die Auseinander-
sSetzungen VO  } Dıie Regierung versuchte noch MI1Lt weıteren Konzessionen,
ohne jedoch auf das Kommissarıat für die SEU und auf ine übertriebene Kontrolle
durch die akademischen Autoritäten bei Versammlungen un anderen Inıtiatıven der
Studenten verzichten. Im Maı 1966 kam der berühmt gewordenen AfÄäre der
Kapuziınerpatres ın Barcelona-Sarria. Sıe stellten ihre ula für ıne unerlaubte Stu-
dentenversammlung ZUur Verfügung, bei der sich 1ne freie Studentenvereinigung kon-
stitulerte. Dıie darauffolgende Kundgebung VO hundert Priestern 1n Barcelona als
Protest die Methoden der Polizei gab dem Vorfall 1ne Bedeutung für ganz
Spanıen, provozıerte ENTISCHCNSZESECIZLE Meınungen un verschärfte die bereits vorhan-
dene Trennung 1m spanischen Katholizısmus.

Das Studienjahr 966/67 begann 1in scheinbarer uhe Die Unruhen lebten wieder
auf, als der Vorsitzende der Studentenvereinigungen Barcelona un andere Stidte be-
suchte, MIt den iınzwischen entstandenen unabhängıgen Studentengruppen SPIC-
chen In Madrid erreichte die pannung Ende Januar 1967 einen Höhepunkt.
In Verbindung MIiIt den Streiks der Arbeiter kam ernsten Zwischenfällen un:
Zusammenstößen mıiıt der Polizei, W as die zeitweise Schließung der Universität An

Folge hatte. Auf einer Versammlung 1n Valencia wollten die illegalen Vereinigungen
ihre Aktivıtät koordinieren. Die Polizei löste die Versammlung aut. ber die Bete1-
lıgten wurden akademische Strafen verhängt.

Das religiöse Problem

Die Probleme der spanıschen Universıität, W 1e S1Ee gerade 1n solchen Unruhen A

Ausdruck kommen, sınd mit der relıg1ösen Sıtuation der spanischen Gesellschaft CN
verknüpft. Dıie Studenten kommen fast aV A4aus Kollegien, die VO  $ katholi-
schen Orden un Kongregationen geleitet werden. Sie besitzen eınen Fundus eli-
210S1tÄt, der schr gefühlsbetont, aber nıcht hinreichend gereift, 1m Abiturientenalter
eher noch pubeszent 1St Mıt dem rapıden Wachstum des profanen Wıssens mußte auch
der Glaube kritisch erworben werden. Das gelingt vielen. Viele werden aber auch dem
Religiösen entfremdet.
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In den etzten Jahren 1sSt den Unıiversitäten in wissenschaftlicher Atheismus
aufgekommen, der auf seiınen Unglauben stolz 1St un iıh ohne Hemmung ekennt.
Diese Atheısten, Zahl wen1g, aber aktiv un: missionarisch, finden eın Echo
in einer Atmosphäre des Antiklerikalismus un den Intellektuellen. Dies 1St jedoch
mehr iıne gesellschaftliche Erscheinung als eın relıig1öses Problem. Sıe wurde durch die

ENSC Verbindung VO  - Kirche un Staat hervorgerufen, die in Franco-Spanıen besteht.
Auch Religionsunterricht als Pflichtfach den Universıiıtäten nährt Antiklerikalismus,
zumal diese Lehrstühle Jange eıit hindurch Professoren ohne wissenschaftliches Niveau
aANvertiraut AB

Das Zweıte Vatikanische Konzıiıl hat einen posıtıven Einfluß auf die Studentenschaft
ausgeübt. Obwohl die Haltung der spanischen Hierarchie auf dem Konzıil VO  e der
Mehrzahl der Studenten nıcht immer gebilligt wurde, ernten diese ZU ersten Mal,
dafß die Katholische Kirche und die Lebensform des Katholizismus 1n Spanıen nıcht
iıdentisch sind.

Die katholischen Universitätsorganısationen haben in den etzten Jahren Eın-
Auß verloren, weıl S1e wen1g Verständigungsbereitschaft zeigten. Dıie Katholische
Aktion der Unıiversıität un die marıanischen Kongregationen FECUM)
suchen NnNEUE Wege, finden aber keine gyeeıgnete orm für modernes Laienapostolat.
Dasselbe gilt VO PUS DEIL, obgleich dieser einflußreichen Institution gelungen
ISt, 1960 1n avarra ine freie Uniıiversıiıtät gründen, deren akademisches Nıveau

insgesamt höher lıegt als das der staatlichen Universıitäten. Das Dekret des Zweiten
Vatikanums über die Religionsfreiheit wurde in akademischen Kreıisen ZuL aufgenom-
INCN, obgleich der Uniiversität in Problem relıg1öser Intoleranz iıcht existierte.
Angehörige nichtkatholischer Konftessionen immer VO (katholischen) Religions-
unterricht befreit. Man hat aber die Nn  MN Interpretationen einıger spanischer Bischöte
1n ihren nachkonziliaren AÄußerungen kritisiıert, und die Beschränkung der Religions-
freiheit 1m Religionsfreiheitsgesetz entschieden abgelehnt.

Die Krise der spanıschen Universıität, die 1mM Grund CENOMMEN die Krise der Spa-
nischen Gesellschaft widerspiegelt, ann 1Ur durch eine umfassende Strukturreform
überwunden werden. Der Proze{(ß der Liberalisierung, der mıt der Reform der Ver-

fassung zaghaft eingeleitet wurde, bietet gute Ansätze un: äßt aut Mafßnahmen
hoffen, die das Problem der Wurzel anpacken. Wenn s1e nıcht gelingen, werden die
Unruhen fortdauern Uun!: auswachsen. Sıe werden auf die Dauer dem Wohl des Lan-
des schweren Schaden zufügen. Die jetzıge Generatıon der spanischen Studenten 1sSt
aber wach geworden.
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